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Text 

§ 8. (1) Ist der Beschädigte in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert, so hat er bei einer 
auf eine Dienstbeschädigung zurückzuführenden Erkrankung Anspruch auf die Leistungen der 
Krankenversicherung mit der Einschränkung, daß die Dauer der Leistungspflicht des Trägers der 
Krankenversicherung hinsichtlich des Krankengeldes und der Anstaltspflege mit 26 Wochen begrenzt 
wird. Ist diese Leistungsdauer verstrichen, so entfällt die weitere Leistungspflicht hinsichtlich des 
Krankengeldes und der Anstaltspflege auch für eine neue Erkrankung, die auf die gleiche 
Dienstbeschädigung zurückzuführen ist. Leistungen der erweiterten Heilbehandlung (§ 6 Abs. 3) sind aus 
den Mitteln der Sozialversicherung für Erkrankungen, die in einer Dienstbeschädigung ihre Ursache 
haben, nicht zu gewähren. Solange dem Beschädigten nach den Vorschriften der gesetzlichen 
Krankenversicherung ein Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zusteht, hat der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung das Krankengeld und die Anstaltspflege auch nach Ablauf der oben 
bezeichneten Dauer der Leistungspflicht gegen Ersatz der Aufwendungen (§ 13) auf die satzungsmäßige 
Dauer weiter zu gewähren. Der Anspruch auf Heilfürsorge nach diesem Bundesgesetz ruht, solange und 
insoweit der Beschädigte Anspruch auf Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung hat. 

(2) Hat der Beschädigte als Pflichtversicherter keinen Anspruch aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung, so wird er zur Durchführung der Heilfürsorge der Gebietskrankenkasse seines 
Wohnsitzes zugeteilt. Zugeteilte erhalten die Heilfürsorge nach Art, Umfang und Dauer, wie sie die 
Gebietskrankenkasse den bei ihr Pflichtversicherten auf Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Vorschriften zu gewähren hat. Krankengeld wird jedoch nur nach Maßgabe der Vorschrift des § 11 
gewährt. 

(3) Der Anspruch auf Krankengeld ist von Beschädigten, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert oder freiwillig versichert sind, nach Ablauf der Leistungspflicht 
des Trägers der Krankenversicherung bei sonstigem Ausschluß für die rückliegende Zeit binnen sechs 
Wochen geltend zu machen. 


